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Das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr hat den Deutschen 
Gewerkschaftsbund, Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt, mit Schreiben vom 2. 
September 2015 zu einer Stellungnahme zum Entwurf für eine Novelle des Niedersächsischen 
Tariftreue- und Vergabegesetzes eingeladen.  

Wir nehmen wie folgt Stellung (die angegebenen §§ beziehen sich auf die konsolidierte 
Fassung bzw. rechte Spalte der uns übersendeten Synopse): 

§ 2 Abs. 1: Der Schwellenwert ist unverändert zu hoch, eine Vielzahl an Aufträgen wird 
hierdurch nicht vom NTVergG erfasst. Wir schlagen vor, im Zuge der Gesetzesnovellierung 
auch den Schwellenwert auf 5.000 Euro zu senken 

§ 2 Abs. 2: Freiberufliche Leistungen sollen – wie bisher auch – vom NTVergG ausgenommen 
werden, allerdings nun mit einer klareren Formulierung. Wir halten das für überwiegend 
unproblematisch. Bei einigen freiberuflichen Leistungen – etwa in den Bereichen Bildung und 
Übersetzung – ist Lohndumping allerdings nicht auszuschließen. Wir schlagen daher vor, die 
auszunehmenden freiberuflichen Leistungen explizit zu nennen und damit eng zu begrenzen. 

§ 4: Die geplante Abschaffung des vergabespezifischen Mindestlohns ist ein Fehler und wird 
vom DGB mit besonderem Nachdruck abgelehnt. Ein vergabespezifischer Mindestlohn ist eine 
gute und richtige Ergänzung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns, der seit Jahresbeginn 
in Kraft ist. Hierzu ist Folgendes anzumerken: 

• Der gesetzliche Mindestlohn tritt vollständig erst mit Ablaufen der 
Übergangsregelungen zum 1. Januar 2017 in Kraft, eine Abschaffung des 
vergabespezifischen Mindestlohnes zum jetzigen Zeitpunkt ist daher mindestens 
verfrüht. Sie würde für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge zu gravierenden Nachteilen führen. 

• Ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn kann einen vergabespezifischen schon 
deshalb nicht ersetzen, weil er eine andere Zielsetzung verfolgt. Intention des 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohnes ist es, eine absolute Untergrenze bei den 
Löhnen einzuziehen. Der vergabespezifische Mindestlohn hingegen dient nicht nur 
dem Ziel des Arbeitnehmerschutzes, sondern er soll insbesondere auch faire 
Wettbewerbsbedingungen sicherstellen, um Lohnkonkurrenz bei der Ausführung 
öffentlicher Aufträge einzudämmen. Dazu ist es notwendig und sinnvoll, die Lücke 
zwischen dem Mindestlohn und den für tarifgebundene Arbeitgeber und 
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Arbeitnehmer geltenden, deutlich höheren Tariflöhnen zumindest bei öffentlichen 
Aufträgen zu schließen. 

• Europarechtliche Gründe für die komplette Abschaffung der Landesmindestlöhne gibt 
es nicht. Die zentrale Norm des Art. 18 Abs. 2 der neuen EU-Vergaberichtlinie stellt 
die Berücksichtigung sozialer und arbeitnehmerschützender Kriterien bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge sogar noch stärker in den Mittelpunkt als bisher.  

• Wir verweisen im Übrigen auf die Stellungnahme der Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt. 

§ 4 Abs. 1: Die Tariftreueregelung wird im vorliegenden Entwurf im Anwendungsbereich von 
Branchenmindestlöhnen nach dem AEntG unter Missachtung der grundrechtlich geschützten 
tarifautonomen Entscheidungen der Tarifvertragsparteien verkürzt. So sollen nur die in § 22 
MiLoG genannten Arbeitnehmergruppen unter die Tariftreueregelung fallen, obwohl die nach 
dem AEntG allgemeinverbindlicherklärten Tarifverträge einen weiteren Geltungsbereich 
normieren. Hierdurch würden viele Arbeitnehmer, für die nach dem AEntG ein 
Branchenmindestlohn gilt, von der geplanten Tariftreueregelung ausgenommen. Auch die im 
NTVergG vorgesehenen, wenngleich im vorliegenden Entwurf aufgeweichten 
Kontrollmöglichkeiten und Sanktionsinstrumente können für diese Fälle nicht greifen. 

Es fehlt ferner die Nennung von Lieferleistungen, die in § 2 Abs. 1 noch genannt sind. Es ist 
unverständlich, weshalb Lieferleistungen von den Mindestlohn-Verpflichtungen ausgenommen 
sein sollen. 

§ 5 Abs. 1: Es ist nicht nachvollziehbar, dass der freigestellte Schülerverkehr nicht mehr der 
Bindung an den repräsentativen Tarifvertrag unterliegen soll. Wenngleich diese Frage rechtlich 
umstritten ist, gehen andere Länder (etwa Rheinland-Pfalz) hier einen anderen (besseren) Weg 
als Niedersachsen.  

§ 5 Abs. 5: Die Servicestelle sollte für verschiedene Gewerke im Baubereich auch Listen mit 
Stundenverrechnungssätzen auf der Grundlage von Vereinbarungen der Tarifvertragsparteien 
zur Verfügung stellen, damit ausschreibende Stellen die eingehenden Angebote fundiert 
prüfen können. Sie sollte ferner einheitliche Ausschreibungsunterlagen zur Verbesserung der 
Qualität und zur Erleichterung der Arbeit für die ausschreibenden Stellen zur Verfügung 
stellen. Zudem sollte der Servicestelle, wie wir schon in früheren Stellungnahmen gefordert 
haben, ein paritätisch besetzter Beirat zur Seite gestellt werden. 
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§ 6: Die bestehende Formulierung im Gesetzentwurf überlässt der ausschreibenden Stelle die 
Entscheidung, ob dem neuen Betreiber die Übernahme der Beschäftigten vorgegeben wird. 
Wir halten dies für unzureichend. Die Übernahme der Beschäftigten des bisherigen ÖPNV-
Betreibers zu mindestens gleichen Arbeits- und Entlohnungsbedingungen sollte dem neuen 
ÖPNV-Betreiber zwingend zur Auflage gemacht werden, sofern der bisherige ÖPNV-Betreiber 
die Beschäftigten nicht anderweitig einsetzen kann und will. 

§ 13 Abs. 1: Die Berücksichtigung von Verleihunternehmen ist richtig. Der DGB hatte schon 
bei der Diskussion um die derzeit gültige Fassung des NTVergG auf diesen Punkt hingewiesen.  

Wir begrüßen nachdrücklich die Klarstellung im Gesetzentwurf, dass auch für 
Nachunternehmen im Bereich des ÖPNV die Bedingungen und Vorgaben des NTVergG gelten. 

§ 13 Abs. 2: Bisher mussten Nachunternehmen bei der Angebotsabgabe benannt werden, 
zukünftig soll dies aber nur noch für die Leistungen gelten, die an Nachunternehmen vergeben 
werden. Es bleibt der ausschreibenden Stelle überlassen, ob sie darüber hinaus verlangen 
möchte, dass auch Nachunternehmen schon vorab benannt werden müssen. Was laut 
Gesetzesbegründung eine Vereinfachung sein soll, begünstigt allerdings tatsächlich 
Lohndumping und unsaubere Geschäftspraktiken. Angesichts der zahlreichen Probleme, die es 
in vielen Branchen mit dem um sich greifenden Missbrauch von Werkverträgen gibt, und 
angesichts der Sanktionsmöglichkeiten nach § 15 Abs. 3 halten wir es für unabdingbar, die 
bisherige Regelung beizubehalten. 

§ 13 Abs. 3: Der Nachunternehmer-Schwellenwert von 3.000 Euro ist nach wie vor zu hoch. 
Es droht, dass Auftragnehmer ihren Auftrag in kleinere Auftragsvolumina aufteilen und ohne 
Auflagen an Nachunternehmer weitergeben. Wir schlagen daher eine Senkung auf 500 Euro 
vor. 

§ 14 Abs. 1: Die ohnehin schon unzureichende Kontrollpflicht im NTVergG wird hier noch 
weiter aufgeweicht. Damit gibt das Land Niedersachsen aus Sicht des DGB eines der 
besonders wichtigen Handlungsfelder preis, die im Vergaberecht überhaupt bestehen. Das 
Argument, dass dank MiloG nun Bundesbehörden die Einhaltung des Mindestlohns prüfen, 
kann nicht überzeugen: Je mehr Institutionen Anlass zur Prüfung haben und diese auch 
durchführen, desto effektiver ist der Kampf gegen Lohndumping und für faire 
Wettbewerbsbedingungen. Eine wie auch immer geartete Prüfpflicht der Kommunen schließt 
zudem nicht aus, dass diese mit den zuständigen Bundesbehörden bzw. dem Zoll eng 
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zusammenarbeiten und hierdurch entlastet werden. Der DGB lehnt die hier vorgesehene 
Aufweichung der Kontrollpflichten daher mit besonderem Nachdruck ab. Aus unserer Sicht 
sind sogar bessere und regelmäßigere Kontrollen als bisher notwendig. 

§ 14 Abs. 2: Um Kontrollen wirksam durchführen zu können, genügt es nicht, Einsicht in 
Entgeltabrechnungen des beauftragten Unternehmens und der Nachunternehmen sowie in 
sonstige Geschäftsunterlagen zu nehmen, aus denen nur “Umfang, Art, Dauer und 
tatsächliche Entlohnung der Beschäftigten hervorgehen oder abgeleitet werden.“ Wichtig ist 
vielmehr auch, dass die Auftraggeber die entsprechenden Lohngruppen zur Kenntnis nehmen 
und deren Einhaltung kontrollieren. 

§ 15 Abs. 3: Unternehmen, die mehrfach gegen das NTVergG verstoßen, sollten 
niedersachsenweit für eine festzulegende Zeitdauer von Aufträgen ausgeschlossen werden. 
Darüber hinaus ist unverständlich, weshalb Sanktionen nicht bei Verstößen gegen 
Mindestlöhne erfolgen sollen (§ 4 Abs. 1 wird hier nicht genannt). Die Gesetzesbegründung 
argumentiert, dass dies bereits im Mindestlohngesetz geregelt sei. Da die dortige Regelung 
aber weniger weit geht, als es im Sinne fairer Wettbewerbsbedingungen sinnvoll wäre, sollten 
Sanktionen auch bei Verstößen gegen den Mindestlohn weiterhin Bestandteil des NTVergG 
sein. 


